
Drucksache 18 / 25 742
Schriftliche Anfrage

18. Wahlperiode

Schriftliche Anfrage

des Abgeordneten Tino Schopf (SPD)

vom 23. November 2020 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 01. Dezember 2020)

zum Thema:
Berliner Taxi- und Mietwagengewerbe

und Antwort vom 15. Dezember 2020 (Eingang beim Abgeordnetenhaus am 16. Dez. 2020)

Die Drucksachen des Abgeordnetenhauses sind bei der Kulturbuch-Verlag GmbH zu beziehen.
Hausanschrift: Sprosserweg 3, 12351 Berlin-Buckow · Postanschrift: Postfach 47 04 49, 12313 Berlin, Telefon: 6 61 84 84; Telefax: 6 61 78 28.



 1 

Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Tino Schopf (SPD) 
über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
A n t w o r t 
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/25742  
vom 23. November 2020 
über Berliner Taxi- und Mietwagengewerbe 

 

 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
Vorbemerkung der Verwaltung: 
Die Schriftliche Anfrage betrifft zum Teil Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener 
Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte 
Antwort bemüht und gibt daher zu den Fragen Nr. 5 und 6 nachfolgend die dem Senat 
bereits vorliegenden Stellungnahmen des Bundesministeriums der Finanzen bzw. der 
Generalzolldirektion wieder. 
 
 
Frage 1: 
 
Wie hat sich die Anzahl der in Berlin konzessionierten Taxen und Taxiunternehmen sowie Mietwagen und 
Mietwagenunternehmen entwickelt? Darstellung für die Jahre 2012 bis 2020. 
 

Antwort zu 1:  
 

Jahr 
(Stand 
31.12.) 

Taxen 
Fahrzeuge 

+/- 
% 

Taxen 
Unternehmen 

+/- 
% 

Mietwagen 
Fahrzeuge 

+/- 
% 

Mietwagen 
Unternehmen 

+/- 
% 

2012 7428  3082  1550  314  

2013 7635 +2,9 3026 -1,8 1556 +0,4 317 +1,0 

2014 7643 +0,1 2990 -1,2 1631 +4,8 319 +0,6 

2015 7907 +3,5 3043 +1,8 1626 -0,3 329 +3,1 

2016 8313 +5,1 3201 +5,2 1593 -2,0 353 +7,3 

2017 8010 -3,6 3232 +1,0 1606 +0,8 392 +11,0 

2018 8247 +3,0 3253 +0,7 2287 +42,4 530 +35,2 

2019 8044 -2,5 2889 
-
11,2 

3440 +50,4 627 +18,3 

2020 (30.11.) 7020 
-
12,7 

2555 
-
11,6 

4558 +32,5 695 +10,9 
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Wie der Übersicht zu entnehmen ist, hat die Zahl der Mietwagenfahrzeuge und –
unternehmen deutlich zugenommen. Das Landesamt für Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten (LABO), die zuständige Genehmigungsbehörde, hat darauf 
reagiert und Änderungen in der Verfahrens- und Genehmigungspraxis beim 
Mietwagengewerbe vorgenommen, um eine Benachteiligung des Taxengewerbes, soweit 
rechtlich möglich, zu vermeiden. 
 
So werden ab dem 01.12.2020 erstmalige Genehmigungen für den Gelegenheitsverkehr 
mit Mietwagen gemäß § 16 Abs. 4 PBefG nur noch für die Dauer von zwei Jahren (statt 
bisher generell fünf Jahre) erteilt. Damit wird hier die Genehmigungspraxis dem 
Taxengewerbe (hier geregelt in § 13 Abs. 5 PBefG) angepasst. Darüber hinaus wird in den 
Genehmigungsbescheid die Auflage aufgenommen, dass sechs Monate nach der ersten 
Fahrzeugkonzessionierung dem LABO ohne gesonderte Aufforderung die 
Beförderungsaufträge für alle bis dahin konzessionierten Fahrzeuge zur Überprüfung 
vorzulegen bzw. zu übersenden sind. Mit dieser neuen Auflage können Verstöße und 
Beanstandungen frühzeitig erkannt werden. 
 

Ab dem 01.01.2021 werden bei der erstmaligen Genehmigung sowie bei der Verlängerung 
einer Genehmigung für den Gelegenheitsverkehr mit Mietwagen keine 
Ausnahmegenehmigungen nach § 43 BOKraft (Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr) zu § 30 Abs. 1 BOKraft mehr erteilt. 
Mietwagen müssen somit zukünftig über einen geeichten Wegstreckenzähler verfügen. 
Aufgrund unzureichender Rechtsgrundgrundlage auf Bundesebene kann der Einbau eines 
Wegstreckenzählers mit erweiterten Möglichkeiten der Datenaufzeichnung und -
speicherung analog dem sog. Fiskaltaxameter nicht gefordert werden. 
 
 
Frage 2: 
 
Sofern die Anzahl konzessionierter Taxen und Taxiunternehmen rückläufig sein sollte, worin sieht der Senat 
die Ursache? Wurden die Konzessionen zurückgegeben oder entzogen? 
 

Antwort zu 2:  
 
Die überwiegende Zahl der Genehmigungen wurde von den Genehmigungsinhaberinnen 
und -inhabern zurückgegeben. Entziehungen (siehe auch Antwort zu Frage 6) spielen für 
die allgemeine Entwicklung keine maßgebliche Rolle. 
 
 
Frage 3: 
 
Sofern die Anzahl der Mietwagen und Mietwagenunternehmen gestiegen sein sollte, worin sieht der Senat 
die Ursache? 
 

Antwort zu 3:  
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahren werden die Antragstellerinnen und Antragsteller 
nicht zu ihrer Motivation befragt. Es handelt sich stets um individuelle Entscheidungen der 
Unternehmerinnen und Unternehmer. 
  



 3 

Frage 4: 
 
Wie hat sich die Anzahl der Mitarbeiter:innen im Sachgebiet, das die Aufgaben als Genehmigungs- und 
Aussichtsbehörde für den Taxen- und Mietwagenverkehr wahrnimmt, von 2016 bis 2020 entwickelt? 
 

Antwort zu 4:  
 

Jahr 
(Stand 
Jahresmitte) 

Stellen 
Beschäftigungs- 
positionen 

2016 15,75 1 

2017 15,75 6 

2018 19,75 1 

2019 19,75 1 

2020 18,75 1 

 
 
Frage 5: 
 
Wie viele Kontrollen des Taxi- und Mietwagengewerbes wurden vom LABO, vom Zoll bzw. der FKS im 
Zeitraum 2016 bis 2020 durchgeführt? Darstellung nach Fahrzeug- und Betriebssitzkontrollen sowie nach 
Anzahl der Betriebsprüfungen. 
 
Frage 6: 
 
Welche Unregelmäßigkeiten wurden dabei erfasst (siehe Frage 5) und welche konkreten Maßnahmen 
(Einleitung OWI-Verfahren, Widerruf der Genehmigung u.a.) wurden ergriffen? Darstellung nach Taxen und 
Mietwagen. 
 

Antwort zu 5 und 6: 
 
Zu den Fragen Nr. 5 und 6 wird hinsichtlich der vom Zoll (Finanzkontrolle Schwarzarbeit - 
FKS) im Berliner Personenbeförderungsgewerbe durchgeführten Prüfungen auf die 
Antwort des Senats zu Nr. 8 der Schriftlichen Anfrage des Fragestellers vom 28. Januar 
2020 zum Thema „Aktuelle Taxikonzessionen in Berlin“ auf Abgeordnetenhaus-
Drucksache 18/22510 verwiesen. Ergänzend hierzu wird mitgeteilt, dass die FKS im 
ersten Halbjahr 2020 in Berlin 24 Arbeitgeberprüfungen und 387 Personenüberprüfungen 
im Personenbeförderungsgewerbe durchgeführt hat. In der Arbeitsstatistik der FKS 
werden Unternehmen, welche Mietwagen mit Fahrerin bzw. Fahrer im 
Personenbeförderungsgewerbe anbieten, nicht gesondert erfasst. Die Branche des 
Personenbeförderungsgewerbes umfasst neben Taxi- und Mietwagenunternehmen unter 
anderem auch Busunternehmen. 
 

Seitens des LABO wurden Kontrollen wie folgt durchgeführt: 

Jahr 
LABO- 
Verkehrskontrollen 

mit  
Polizei, 
FKS, 
HZA* 

Betriebssitz- 
kontrollen 

Betriebsprüfungen 

 Taxen 
Miet- 
wagen 

Taxen 
Miet- 
wagen 

Taxen 
Miet- 
wagen 

2016 16 0 9 5 0 68 0 

2017 26 1 13 1 1 196 3 

2018 26 1 9 4 16 143 1 

2019 14 4 15 2 54 217 4 

2020 5 4 3 0 25 129 3 
* Taxen+ Mietwagen  
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Die Mietwagenunternehmen sind erst mit den deutlich steigenden Genehmigungszahlen 
stärker in den Blickpunkt gelangt. 

 
Bis 2019 waren Betriebsprüfungen bei Mietwagenunternehmen jedoch wenig ergiebig, da 
prüfungsrelevante Unterlagen nur in einem sehr begrenzten Rahmen vorhanden waren 
bzw. sein mussten. 

 
Seit Anfang 2019 wird bei Neuerteilung einer Mietwagen-Genehmigung die Auflage erteilt, 
detaillierte und aussagekräftige Aufzeichnungen zu den Beförderungsaufträgen zu führen 
und zur Überprüfung bereitzuhalten. Anhand dieser Unterlagen können nunmehr auch 
konkrete Betriebsprüfungen sinnvoll vorgenommen werden. 

 
Aus diesem Grund wurden nunmehr auch die Ressourcen beim LABO neu strukturiert, um 
die Betriebsprüfungen bei den Mietwagenunternehmen auszuweiten. Im Jahr 2020 
konnten aber aufgrund der Covid-19-Pandemie weniger Kontrollen als ursprünglich 
geplant durchgeführt werden. 
 

Auf die steigende Zahl an Unternehmen und Fahrzeugen im Mietwagengewerbe bei einem 
gleichzeitigen Rückgang im Taxengewerbe (siehe Antwort zu der Frage 1) hat das LABO 
bereits dahingehend reagiert, dass die Ressourcen für regelmäßige und außerordentliche 
Betriebsprüfungen neu verteilt wurden, so dass der Fokus verstärkt auf Mietwagen liegt. 
 
 

Vom LABO wurden folgende Verstöße und Unregelmäßigkeiten festgestellt: 
 
Verkehrskontrollen 

 
Beide Verkehrsarten  

- Auszug aus der Genehmigungsurkunde nur als Kopie oder nicht mitgeführt,  
- ZB I und/oder FzF nur als Kopie oder nicht mitgeführt,  
- Gültigkeit der FzF abgelaufen, 
- ungenehmigte Personenbeförderung 

Taxen 
- fehlender Tarifaushang,  
- fehlende Verordnung über die Beförderungsentgelte,  
- fehlende Abschrift der Taxenordnung,  
- fehlender Stadtplan 

Mietwagen 
- Verdacht Verstoß gegen die Rückkehrpflicht 

 
Betriebsprüfungen 

 
Beide Verkehrsarten 

- Personenbeförderung nach Ablauf der Genehmigung,  
- Gültigkeit der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung (FzF) der Fahrerinnen bzw. 

Fahrer abgelaufen 
Taxen 

- Betriebspflicht nicht erfüllt, 
- unvollständige und/oder unplausible Einnahmeursprungsaufzeichnungen bzw. 

Fiskaldaten 
Mietwagen 

- Verstöße gegen die Rückkehrpflicht  
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Jahr 

Maßnahmen  
nach Kontrollen 

Maßnahmen  
nach Betriebsprüfungen 

OWi-Verfahren OWi-Verfahren Widerruf/Versagung 

Taxen Mietwagen Taxen Mietwagen Taxen Mietwagen 

2016 96 19 17 0 12 0 

2017 79 12 16 0 25 0 

2018 56 18 27 0 7 0 

2019 35 13 18 1 16 1 

2020 17 7 15 0 0 4 

 
 
Frage 7: 
 
Wie viele Kontrollen zur Rückkehrpflicht von Mietwagen wurden von wem im Zeitraum 2016 bis 2020 
durchgeführt? 
 

Antwort zu 7:  
 

Siehe Antwort zu Frage 5. 
Bei einer Verkehrskontrolle von Mietwagen durch das LABO werden u. a. auch der 
Abfahrts- und Zielort erfragt, um etwaige Verstöße gegen die Rückkehrpflicht prüfen zu 
können. 
 
 
Frage 8: 
 
Welche Unregelmäßigkeiten wurden dabei erfasst (siehe Frage 7) und welche konkreten Maßnahmen 
(Einleitung OWI-Verfahren u.a.) wurden ergriffen? 
 

Antwort zu 8:  
 
Siehe Antwort zu Frage 6 und 11. 
 
 
Frage 9: 
 
Inwieweit wurden im Zuge der Amtshilfe Daten von Uber über ein Auskunftsersuchen angefordert? Von 2016 
bis heute. 
 

Antwort zu 9:  
 
Vom LABO werden keinerlei Daten bei der Firma Uber angefordert. Die Firma Uber 
betreibt eine Vermittlungsplattform und ist daher keine Genehmigungsinhaberin nach dem 
PBefG. Dementsprechend besteht für die Firma Uber gegenüber dem LABO keine 
Auskunftspflicht. 
 
 
Frage 10: 
 
Anhand welcher konkreten Kriterien gilt bei der Ersterteilung einer Mietenwagengenehmigung ein 
Betriebssitz als genehmigungsfähig? 
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Antwort zu 10:  
 
Der Betriebssitz muss so ausgestaltet sein, dass dort die für den Betrieb erforderlichen 
Ressourcen vorgehalten und alle Betriebsunterlagen aufbewahrt und für eine etwaige 
Prüfung bereitgehalten werden können. Je nach Größe des Unternehmens (Anzahl der 
Fahrzeuge) muss für die Fahrerinnen und Fahrer ein geeigneter Aufenthaltsraum 
vorhanden sein. 
 
Am Betriebssitz oder in unmittelbarer Nähe müssen dem Unternehmen ferner Stellplätze 
entsprechend der Anzahl der vorhandenen Fahrzeuge zur Verfügung stehen. 
 
 
Frage 11: 
 
Wie viele Hinweise (Anzahl) zur Nichteinhaltung der Rückkehrpflicht im Mietwagenverkehr wurden an das 
LABO herangetragen? Wie wird diesen nachgegangen? Wie vielen verwertbaren Angaben (Anzahl) ging das 
LABO nach und welche daraus resultierenden Maßnahmen (Anzahl) wurden eingeleitet? Ab wann ist ein 
Hinweis für eine bußgeldbewehrte Verfolgung ausreichend? Darstellung 2016 bis 2020. 
 

Antwort zu 11:  
 

Insgesamt gingen im Jahr 2020 bisher ca. 70 E-Mails ein, in denen entsprechende 
Hinweise in unterschiedlicher Anzahl und Qualität übermittelt wurden. Bei allen Hinweisen 
wird geprüft, ob ein OWi-Verfahren einzuleiten ist. 
 
Derartige Hinweise können nur verwertet werden, wenn Datum, Zeit und Ort der 
Feststellung nachvollziehbar dokumentiert sind. Neben der Aussage des Anzeigenden 
muss auch ein weiterer Nachweis (z.B. Foto) vorhanden sein. 
 
Im Jahr 2019 wurden 101 OWi-Verfahren eingeleitet; im Jahr 2020 bisher (Stand 30.11.) 
440. Im Rahmen der Ermittlungen lässt sich nur ein geringer Teil der angezeigten 
Verstöße hinreichend zur Verhängung eines Bußgeldes beweisen. Ein einmaliger Verstoß 
wird nicht mit einem Bußgeld, sondern lediglich mit einem Verwarnungsgeld geahndet. 
 

Gegen vom LABO erlassene Bußgeldbescheide wird häufig Einspruch erhoben, so dass 
der Vorgang über die Amtsanwaltschaft an das Amtsgericht Tiergarten zur Entscheidung 
abgegeben wird. Nach Einspruch wurde ein Teil der mit Bußgeldern von 200 EUR 
geahndeten Verstöße gegen die Rückkehrpflicht von Mietwagen nach § 47 Abs. 2 OWiG 
eingestellt, nachdem der Sachverhalt anhand von Feststellungen der Polizei Berlin und 
des LABO umfassend ausermittelt war. 
 
 
Frage 12: 
 
Die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz hat im Jahr 2018 auf Anregung des LABO für 
die Sitzung des Bund-Länder-Fachausschusses Straßenpersonenverkehr die Thematik Mietwagenverkehr 
als Tagesordnungspunkt angemeldet, um auf Bundesebene über in Frage kommenden Maßnahmen zu 
beraten. Welches Ergebnis wurde hier erzielt? 
 

Antwort zu 12:  
 
Das Land Berlin hat im Bund-Länder-Fachausschuss Straßenpersonenverkehr im Oktober 
2018 über die zunehmende Zahl von Beschwerden betreffend Mietwagen- bzw. Uber-
Fahrer berichtet, denen Verstöße gegen die Rückkehrpflicht jedoch schwer nachzuweisen 
seien. Um dem entgegenzuwirken habe die Berliner Genehmigungsbehörde den Wunsch 
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geäußert, zur besseren Nachvollziehbarkeit Mietwagen im Rahmen einer Auflage auch die 
Erfassung des Beginns und des Endes eines Fahrauftrages aufzugeben. Auf Bitte Berlins 
gab es einen Meinungsaustausch. Einige Länder äußerten sich gegenüber einer 
entsprechenden Erweiterung der den Mietwagen erteilten Auflage zurückhaltend. 
Unabhängig davon hat die Berliner Genehmigungsbehörde die in Berlin erteilten Auflagen 
für Mietwagen entsprechend dem eigenen Vorschlag angepasst. 
 

 
Frage 13: 
 
Sofern sich der Betriebssitz des Mietwagenunternehmens nicht im Land Berlin befindet, liegt die 
Zuständigkeit nicht im Bereich des LABO. Dies hat zur Folge, dass die Betriebsunterlagen 
(Autragsannahme, Abwicklung Fahrauftrag, Einhaltung der Rückkehrpflicht u.ä.) nicht eingesehen werden 
können. 

 
Welche konkreten Ergebnisse haben die seit 2017 stattfindenden, behördenübergreifenden Treffen mit dem 
Landkreis Dahme-Spreewald hervorgebracht? Welche Maßnahmen wurden ergriffen? In welchen 
Zeitabständen finden diese Treffen statt und wer nimmt daran teil? Inwieweit werden das Taxi- und das 
Mietwagengewerbe eingebunden? 

 

Antwort zu 13:  
 
Behördenübergreifende Treffen mit dem Landkreis Dahme-Spreewald finden nicht in 
regelmäßigen Abständen statt, sondern nur aus besonderem Anlass und zu besonderen 
Themen, etwa zwischen der Konzessionsbehörde des Landkreises mit dem LABO zur 
Genehmigungspraxis im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen. Bei der Überwachung 
von Unternehmen muss jede Behörde die erforderlichen Prüfungen im Rahmen ihrer 
eigenen örtlichen Zuständigkeit durchführen.  

 
 

Frage 14: 
 
Inwieweit wurden durch das LAGetSi Kontrollen bei Mietwagenunternehmen im Zeitraum 2016-2020 
durchgeführt? Wenn keine durchgeführt wurden, warum nicht? Aus welchen konkreten Gründen sieht sich 
das LAGetSi nicht in der Lage, proaktive Kontrollen durchzuführen? 
 

Antwort zu 14:  
 
Soweit Fahrerinnen und Fahrer als Arbeitnehmende bei Mietwagenunternehmen 
beschäftigt sind, liegt die Überwachung der arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften nach 
dem Arbeitsschutzgesetz und dem Arbeitszeitgesetz in der Zuständigkeit 
des Landesamtes für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin 
(LAGetSi). Die Überwachung erfolgt im Rahmen der vorhandenen Ressourcen, wenn der 
Arbeitsschutzbehörde konkrete Anlässe (Anzeigen, Hinweise, Beschwerden) bekannt 
werden. Zu den Kontrollzahlen im Zeitraum 2016 – 2020 können keine Angaben gemacht 
werden, da eine Aufschlüsselung der Betriebskontrollen nach der Branche 
„Mietwagengewerbe“ nicht erfolgt. Derzeitig liegen dem LAGetSi keine konkreten Hinweise 
in Bezug auf bestimmte Mietwagenunternehmen oder Beschwerden von Fahrerinnen bzw. 
Fahrern vor. Proaktive Kontrollen werden nicht durchgeführt, da die Personalkapazitäten 
des LAGetSi mit der Bearbeitung von anderen Überwachungsaufgaben gebunden sind. 
 
 
Frage 15: 
 
Ist den Antworten aus Sicht des Senates etwas hinzuzufügen? 
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Antwort zu 15: 
 
Nein. 
 
 
Berlin, den 15.12.2020 
 
In Vertretung 
 
 
Ingmar Streese 
Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 


